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Auf den Begriff gebracht: Das will die Verfassung!

Demokratie (A) – Republik (W) – Sozialstaat (E) – 
Bundesstaat (L) – Rechtsstaat (N) – Gewaltenteilung (H)

bedeutet wörtlich übersetzt: „Sache der Allgemeinheit“ und meint eine Staatsform, in der das Staatsober-
haupt gewählt wird – im Gegensatz zu einer Monarchie, in der das Amt des Staatsoberhauptes in der Regel
von einer Königin oder einem König auf die Erben         * übergeht, also vererbt wird.

heißt, dass die Staatsgewalt vom Volke ausgehen soll. Durch Wahlen und Abstimmungen wird diese Staatsge-
walt ausgeübt, bzw. Repräsentanten          auf Zeit übertragen, die im Auftrag des Volkes politische Entschei-
dungen treffen sollen.

bedeutet, dass die Gesetzgebung (Parlamente), die Ausführung der Gesetze (Regierung und Verwaltung) und
Rechtsprechung (Gerichte) von verschiedenen, voneinander unabhängigen Personen und Personengruppen
durchgeführt werden soll.

bezeichnet allgemein die Vereinigung souveräner (selbständiger) Staaten zu einem Bund, auf den bestimmte
Rechte und Aufgaben übertragen werden. In der Bundesrepublik Deutschland haben deshalb die Bundeslän-
der einerseits eigene Länderparlamente, -regierungen und -gerichte, andererseits wirken sie über den Bun-
desrat an der Bundespolitik mit. Man nennt dieses staatliche Organisationsprinzip auch Föderalismus.

verpflichtet den Staat, die sozialen (gesellschaftlichen) Verhältnisse zu gestalten. Dazu gehören wirtschaftspo-
litische Aktivitäten, um z.B. die Entwicklung der Wirtschaft zu ermöglichen oder Arbeitslosigkeit abzubauen.
Ebenso müssen soziale Maßnahmen ergriffen werden, um in Not geratenen Bürgerinnen und Bürgern das Exi-
stenzminimum zu sichern. Mit Vorsorgeeinrichtungen sollen die Menschen im Alter, bei Krankheit oder Unfäl-
len geschützt werden (Sozialversicherung, Renten).

besagt, dass die staatliche Gewalt an die Verfassung und die Rechtsprechung gebunden ist. Alle Maßnahmen
der Staatsorgane können von unabhängigen Richtern       überprüft werden. Voraussetzungen für dieses 
Prinzip sind die in der Verfassung zugesicherten Grundrechte (Freiheitsrechte), die Gewaltenteilung und die
Gesetzmäßigkeit der Verwaltung.

?Ordnet die folgenden Überschriften den nachfolgenden Beschreibungen zu. Bei richtiger Zuordnung 
ergeben die Buchstaben in den Klammern den Begriff für das Verfahren, mit dem politische Macht 
übertragen wird.
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Lösungswort

* Dieses Icon erscheint immer dann, wenn
die männliche und die weibliche Form 
eines Begriffs gemeint ist: wegen der
besseren Lesbarkeit und zur Abkürzung.


